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Betreff: 2. Planänderung nach § 76 Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) zum Planfest­
stellungsbeschluss nach§ 18 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) vom 28.01.2005, 
Az.: 59160 Pap-PS 21-PFA 1.1 (Talquerung) für die Teilverschiebung der Baustellenlo­
g istikfläche BE 6 vom Baufeld A 1.4 auf das Baufeld A 1. 5 

Bezug: Antrag der DB Projektßau GmbH vom 23.10.2007 

Anlagen: 1 genehmigte Planmappe 

Auf Ihren Antrag ergeht folgende: 

1. Entscheidung 

Gemäß § 76 Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) wird der geänderte Plan für die Teil­

verschiebung der Baustelleneinrichtungsfläche BE 6 genehmigt. 

Der ursprüngliche Plan wird aufgehoben, als er mit dem neuen Plan nicht übereinstimmt. Insbe­

sondere behalten die, in der ursprünglichen Entscheidung, festgesetzten Schutzauflagen weiterhin 

ihre Gültigkeit, sofern sie durch diese Entscheidung nicht gegenstandslos geworden sind. 

1. Planunterlagen 

Bestandteil dieses Bescheides sind folgende Unterlagen: 

Erläuterungsbericht vom 18.10.2007 

Umwelterklärung vom 23.10.2007 (nachrichtlich) 

Grunderwerbsverzeichnis vom 04.10.2007 

Lageplan 1 vom 15.10.2007 

Hausanschrift: 
Olgastraße 13, 70182 Stuttgart 
Tel.-Nr. (07 11) 2 28 16-0 
Fax-Nr. (07 11)2 28 16-699 

Überweisungen an Bundeskasse Trier 
Deutsche Bundesbank Filiale Trier (BLZ 585 000 00) Konto-Nr. 585 010 03 
IBAN: DE 44 5850 0000 0058 5010 60 BIC: MARKDEF1585 

Öff. Verkehrsmittel: U-Bahn-Linien: U 5, 6, 7 ab Hauptbahnhof bis Haltestelle Olgaeck (von dort 5 Minuten Fußweg durch die Olgastraße) 
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Lageplan 2 vom 15.10.2007 

Grunderwerbsplan vom 04.10.2007 (Anlage 9.2.3 der urspr. Planung, BI. 1 von1) 

Grunderwerbsplan vom 04.10.2007 (Anlage 9.2.5. der urspr. Planung, BI. 1von 1) 

Zustimmung DB Services Immobilien GmbH, Projekt Stuttgart 21 vom15.10.2007 

Zustimmung Stuttgarter Straßenbahnen AG vom 18.10.2007 

2. Kosten 

Diese Entscheidung ergeht gebührenfrei. 

II. Begründung 

1. Sachverhalt 

Der Plan für das Projekt Stuttgart 21, Planfeststellungsabschnitt 1.1, wurde mit Planfeststellungs­

beschluss des Eisenbahn-Bundesamtes vom 28.01.2005, Az.: 59160 Pap-PS 21-PFA 1.1 (Talque­

rung) gemäß § 18 Allgemeines Eisenbahngesetz festgestellt. Gegenstand dieses Planfeststel­

lungsbeschlusses war u.a. auch die Herstellung einer Baustelleneinrichtungsfläche BE6 auf den 

Flächen des ehemaligen Güterbahnhofes Stuttgart (Teilgebiet A 1 ). Der Güterbahnhof war entbehr­

lich, die Anlagen wurden zurückgebaut und die Fläche gemäß § 23 AEG von Bahnbetriebszwe­

cken freigestellt, so dass sie einer neuen städtebaulichen Entwicklung durch die Landeshauptstadt 

Stuttgart zugeführt werden konnte. Ausgenommen von der zwischenzeitlich auf dem Areal des 

ehemaligen Güterbahnhofes begonnenen Vermarktung durch die DB Services Immobilien GmBH, 

Stuttgart 21 sind vorerst allerdings diejenigen Flächen, die im Zusammenhang mit dem Projekt 

Stuttgart 21 durch den Planfeststellungsbeschluss des Eisenbahn-Bundesamtes vom 28.01.2005 

für den Planfeststellungsabschnitt 1.1 (Talquerung) als Flächen für die zentrale Baulogistik des 

Projektes festgesetzt worden sind. 

Eine dieser Flächen, die Baustelleneinrichtungsfläche BE6, liegt teilweise auf der städtebaulichen 

Entwicklungsfläche A 1.4 des Teilgebietes A 1 sowie auf einer Fläche, die für die bauzeitliche Inan­

spruchnahme für die Fortführung der Stadtbahnlinie U12 in das Teilgebiet A1 durch ein Planfest­

stellungsverfahren nach dem Personenbeförderungsgesetz gesichert ist. Um eine zeitnahe Ver­

äußerung und Teilbebauung des Baufeldes A 1.4 zu ermöglichen, soll numehr die Baustellenein­

richtungsfläche BE6 südlich, bis an die Fläche, die für die U 12 bauzeitlich benötigt wird, reduziert 

(1421 m2) und im Austausch hierfür eine zusätzliche Baustelleneinrichtungsfläche im Bereich der 

städtebaulichen Entwicklungsfläche A 1.5 hergestellt werden. Die Größe der zusätzlichen Fläche 

beträgt 1946 m2, so dass aus der Teilverschiebung der Baustelleneinrichtungsfläche BE6 von der 

Teilbaufläche 1.4 auf die Teilbaufläche 1.5 eine Vergrößerung der vorübergehend in Anspruch zu 

nehmenden Flächen auf dem Flurstück Nummer 9080 von 26 838 m2 auf 27 363 m2 entstehen. 
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2. Verfahren 

2.1. Antrag 

Mit Schreiben vom 23.10.2007 beantragte die DB Netz AG, vertreten durch die DB ProjektBau 

GmbH, Regionalbereich Südwest, Regionales Projektmanagement, diese vertreten durch Herrn 

Peter Marquart, das 2. Planänderungsverfahren gern. § 76 (2) VwVfG für die geänderte Planung 

des Planfeststellungsabschnittes 1.1 (Talquerung) des Projektes Stuttgart 21, festgestellt mit Plan­

feststellungsbeschluss vom 28.01.2005, beim Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Karlsruhe/ 

Stuttgart. 

2.2. Zuständigkeit 

Für den Erlass dieses Bescheides ist gern. § 3 Abs. 1 Ziff. 1 des Bundeseisenbahnverkehrsverwal­

tungsgesetz (BEWG) vom 27.12.1993 (BGBI. 1 S. 2378, 2394) zuletzt geändert durch das Dritte 

Gesetz zur Änderung eisenbahnrechtlicher Vorschriften (BGBI. 1 S. 1138) das Eisenbahn­

Bundesamt zuständig, weil es sich bei dem Vorhaben um eine Änderung einer für den Betrieb 

einer Eisenbahn des Bundes erforderlichen Anlage handelt. 

2.3. Beteiligung von Behörden, Trägern öffentlicher Belange und Dritten 

Neue Betroffenheiten sind nicht entstanden. 

Im vorliegenden Verfahren ist eine Beeinträchtigung Dritter, sowie die Berührung des Aufgabenbe­

reiches anderer Behörden und Stellen nicht erkennbar; andere Behörden, Stellen und Dritte wur­

den daher am Verfahren nicht beteiligt. 

3. Rechtliche Würdigung 

Die beabsichtigte Planänderung verletzt keine verbindlichen Planungsleitsätze, ist plausibel und 

gerechtfertigt. 

Bei Planänderungen von unwesentlicher Bedeutung kann die Planfeststellungsbehörde gemäß 

§ 76 Abs. 2 VwVfG von einem neuen Planfeststellungsverfahren absehen, wenn die Belange an­

derer nicht berührt werden, oder wenn die Betroffenen der Änderung zugestimmt haben. 

Bei vorliegender Planung sind die Voraussetzungen für eine Entscheidung gern. § 76 (2) VwVfG 

gegeben. Die Änderung ist unwesentlich, da bei beantragter Planänderung die ursprüngliche Pla­

nungskonzeption unverändert bleibt und somit keine neuen Konflikte oder Betroffenheiten erkenn­

bar sind. Die Stuttgarter Straßenbahn AG, als Trägerin des Vorhabens zum Neubau der Stadt­

bahnlinie U12, hat mit Schreiben vom 18.10.2007 der Teilverschiebung der Baustelleneinrich­

tungsfläche BE6 zugestimmt. Die DB Services Immobilien GmbH, Projekt Stuttgart 21 hat im Na­

men der DB AG als Grundstückseigentümerin des Flurstückes 090080, auf dem sich die Teilflä­

chen A 1.4 und 1.5 befinden, mit Schreiben vom 15.10.2007 der Teilverschiebung der Baustellen­

einrichtungsfläche BE6 von der Teilbaufläche A1 .4 nach der Teilbaufläche 1.5 ebenfalls für die 

Dauer der Baumaßnahme des Verkehrsprojektes Stuttgart 21 zugestimmt. 
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Eine weitergehende Berührung der Belange der Umwelt ist auch durch die geänderte Planung 

nicht zu erwarten. Es sind keine negativen Auswirkungen auf die in § 2 UVPG genannten Schutz­

güter ersichtlich. 

4. Kosten 

Diese Entscheidung ist gebürhrenfrei, weil in der Verordnung über die Gebühren und Auslagen für 

Amtshandlungen der Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes (BEGebV) dafür kein Gebühren­

tatbestand vorgesehen ist. 

III. Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid des Eisenbahn-Bundesamtes kann innerhalb eines Monats nach Be­

kanntgabe Klage beim Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg, Schubertstraße 11 in 68165 

Mannheim erhoben werden. 

Die Klage ist beim Gericht schriftlich zu erheben. Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Bun­

desrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent­

wicklung ((BMVBS), dieses vertreten durch den Präsidenten des Eisenbahn-Bundesamtes, Au­

ßenstelle Karlsruhe/ Stuttgart, Olgastraße 13, 70182 Stuttgart) und den Gegenstand des Klagebe­

gehrens bezeichnen. 

Der Kläger hat innerhalb einer Frist von 6 Wochen die zur Begründung seiner Klage dienenden 

Tatsachen und Beweismittel anzugeben. Erklärungen und Beweismittel, die erst nach Ablauf die­

ser Frist vorgebracht werden, können durch das Gericht zurückgewiesen werden. 

Vor dem Verwaltungsgerichtshof muss sich jeder Beteiligte durch einen Rechtsanwalt oder 

Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule im Sinne des Hochschulrahmengesetzes mit Befähi­

gung zum Richteramt als Bevollmächtigten vertreten lassen, soweit er einen Antrag stellt. Juristi­

sche Personen des öffentlichen Rechts und Behörden können sich auch durch Beamte oder An­

gestellte mit Befähigung zum Richteramt sowie Diplom-Juristen im höheren Dienst, Gebietskör­

perschaften auch durch Beamte oder Angestellte mit Befähigung zum Richteramt der zuständigen 

Aufsichtsbehörde oder des jeweiligen kommunalen Spitzenverbandes des Landes, dem sie als 

Mitglied zugehören, vertreten lassen. 

Stuttgart, den 08.11.2007 
Eisenbahn Bundesamt 
Al.J'ßenstelle Karlsruhe/ Stuttgart 

11cz:::1 � 
�Kauf man/ 
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Betreff: 2. Planänderung nach § 76 Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) zum Planfest­
stellungsbeschluss nach § 18 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) vom 28.01.2005, 
Az.: 59160 Pap-PS 21-PFA 1.1 (Talquerung) für die Teilverschiebung der Baustellenlo­
gistikfläche BE 6 vom Baufeld A 1.4 auf das Baufeld A 1.5 

Bezug: Antrag der DB ProjektBau GmbH vom 23.10.2007 
Anlagen: 1 genehmigte Planmappe 

Auf Ihren Antrag ergeht folgende: 

1. Entscheidung 

Gemäß § 76 Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) wird der geänderte Plan für die Teil­

verschiebung der Baustelleneinrichtungsfläche BE 6 genehmigt. 

Der ursprüngliche Plan wird aufgehoben, als er mit dem neuen Plan nicht übereinstimmt. Insbe­

sondere behalten die, in der ursprünglichen Entscheidung, festgesetzten Schutzauflagen weiterhin 

ihre Gültigkeit, sofern sie durch diese Entscheidung nicht gegenstandslos geworden sind. 

1. Planunterlagen 

Bestandteil dieses Bescheides sindfolgende Unterlagen: 

Erläuterungsbericht vom 18.10.2007 

Umwelterklärung vom 23.10.2007 (nachrichtlich) 

Grunderwerbsverzeichnis vom 04.10.2007 

Lageplan 1 vom 15.10.2007 
Hausanschrift: 
Olgastraße 13, 70182 Stuttgart 
Tel.-Nr. (0711) 2 28 16-0 
Fax-Nr. (07 11) 2 28 16-6 99 

Überweisungen an Bundeskasse Trier 
Deutsche Bundesbank Filiale Trier (BLZ 585 000 00) Konto-Nr. 585 01 O 03 
IBAN: DE 44 5850 0000 0058 5010 60 BIC: MARKDEF1585 

Öff. Verkehrsmittel: U-Bahn-Linien: U 5, 6, 7 ab Hauptbahnhof bis Haltestelle Olgaeck (von dort 5 Minuten Fußweg durch die Olgastraße) 



2 

Lageplan 2 vom 15.10.2007 

Grunderwerbsplan vom 04.10.2007 (Anlage 9.2.3 der urspr. Planung, BI. 1 von1) 

Grunderwerbsplan vom 04.10.2007 (Anlage 9.2.5. der urspr. Planung, BI. 1von 1) 

Zustimmung DB Services Immobilien GmbH, Projekt Stuttgart 21 vom15.10.2007 

Zustimmung Stuttgarter Straßenbahnen AG vom 18.10.2007 

2. Kosten 

Diese Entscheidung ergeht gebührenfrei. 

II. Begründung 

1. Sachverhalt 

Der Plan für das Projekt Stuttgart 21, Planfeststellungsabschnitt 1.1, wurde mit Planfeststellungs­
beschluss des Eisenbahn-Bundesamtes vom 28.01.2005, Az.: 59160 Pap-PS 21-PFA 1.1 (Talque­
rung) gemäß § 18 Allgemeines Eisenbahngesetz festgestellt. Gegenstand dieses Planfeststel­
lungsbeschlusses war u.a. auch die Herstellung einer Baustelleneinrichtungsfläche BE6 auf den 
Flächen des ehemaligen Güterbahnhofes Stuttgart (Teilgebiet A 1 ). Der Güterbahnhof war entbehr­
lich, die Anlagen wurden zurückgebaut und die Fläche gemäß§ 23 AEG von Bahnbetriebszwe­
cken freigestellt, so dass sie einer neuen städtebaulichen Entwicklung durch die Landeshauptstadt 
Stuttgart zugeführt werden konnte. Ausgenommen von der zwischenzeitlich auf dem Areal des 
ehemaligen Güterbahnhofes begonnenen Vermarktung durch die DB Services Immobilien GmBH, 
Stuttgart 21 sind vorerst allerdings diejenigen Flächen, die im Zusammenhang mit dem Projekt 
Stuttgart 21 durch den Planfeststellungsbeschluss des Eisenbahn-Bundesamtes vom 28.01.2005 
für den Planfeststellungsabschnitt 1.1 (Talquerung) als Flächen für die zentrale Baulogistik des 
Projektes festgesetzt worden sind. 

Eine dieser Flächen, die Baustelleneinrichtungsfläche BE6, liegt teilweise auf der städtebaulichen 
Entwicklungsfläche A 1.4 des Teilgebietes A 1 sowie auf einer Fläche, die für die bauzeitliche Inan­
spruchnahme für die Fortführung der Stadtbahnlinie U12 in das Teilgebiet A 1 durch ein Planfest­
stellungsverfahren nach dem Personenbeförderungsgesetz gesichert ist. Um eine zeitnahe Ver­
äußerung und Teilbebauung des Baufeldes A 1.4 zu ermöglichen, soll numehr die Baustellenein­
richtungsfläche BE6 südlich, bis an die Fläche, die für die U 12 bauzeitlich benötigt wird, reduziert 
(1421 m2

) und im Austausch hierfür eine zusätzliche Baustelleneinrichtungsfläche im Bereich der 
städtebaulichen Entwicklungsfläche A 1.5 hergestellt werden. Die Größe der zusätzlichen Fläche 
beträgt 1946 m2

, so dass aus der Teilverschiebung der Baustelleneinrichtungsfläche BE6 von der 
Teilbaufläche 1.4 auf die Teilbaufläche 1.5 eine Vergrößerung der vorübergehend in Anspruch zu 
nehmenden Flächen auf dem Flurstück Nummer 9080 von 26 838 m2 auf 27 363 m2 entstehen. 
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2. Verfahren 

2.1. Antrag 

Mit Schreiben vom 23.10.2007 beantragte die DB Netz AG, vertreten durch die DB ProjektBau 
GmbH, Regionalbereich Südwest, Regionales Projektmanagement, diese vertreten durch Herrn 
Peter Marquart, das 2. Planänderungsverfahren gern. § 76 (2) VwVfG für die geänderte Planung 
des Planfeststellungsabschnittes 1.1 (Talquerung) des Projektes Stuttgart 21, festgestellt mit Plan­
feststellungsbeschluss vom 28.01.2005, beim Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Karlsruhe/ 
Stuttgart. 

2.2. Zuständigkeit 

Für den Erlass dieses Bescheides ist gern. § 3 Abs. 1 Ziff. 1 des Bundeseisenbahnverkehrsverwal­
tungsgesetz (BEWG) vom 27.12.1993 (BGBI. 1 S. 2378, 2394) zuletzt geändert durch das Dritte 
Gesetz zur Änderung eisenbahnrechtlicher Vorschriften (BGBI. 1 S. 1138) das Eisenbahn­
Bundesamt zuständig, weil es sich bei dem Vorhaben um eine Änderung einer für den Betrieb 
einer Eisenbahn des Bundes erforderlichen Anlage handelt. 

2.3. Beteiligung von Behörden, Trägern öffentlicher Belange und Dritten 

Neue Betroffenheiten sind nicht entstanden. 

Im vorliegenden Verfahren ist eine Beeinträchtigung Dritter, sowie die Berührung des Aufgabenbe­
reiches anderer Behörden und Stellen nicht erkennbar; andere Behörden, Stellen und Dritte wur­
den daher am Verfahren nicht beteiligt. 

3. Rechtliche Würdigung 

Die beabsichtigte Planänderung verletzt keine verbindlichen Planungsleitsätze, ist plausibel und 
gerechtfertigt. 

Bei Planänderungen von unwesentlicher Bedeutung kann die Planfeststellungsbehörde gemäß 
§ 76 Abs. 2 VwVfG von einem neuen Planfeststellungsverfahren absehen, wenn die Belange an­
derer nicht berührt werden, oder wenn die Betroffenen der Änderung zugestimmt haben. 

Bei vorliegender Planung sind die Voraussetzungen für eine Entscheidung gern. § 76 (2) VwVfG 
gegeben. Die Änderung ist unwesentlich, da bei beantragter Planänderung die ursprüngliche Pla­
nungskonzeption unverändert bleibt und somit keine neuen Konflikte oder Betroffenheiten erkenn­
bar sind. Die Stuttgarter Straßenbahn AG, als Trägerin des Vorhabens zum Neubau der Stadt­
bahnlinie U12, hat mit Schreiben vom 18.10.2007 der Teilverschiebung der Baustelleneinrich­
tungsfläche BE6 zugestimmt. Die DB Services Immobilien GmbH, Projekt Stuttgart 21 hat im Na­
men der DB AG als Grundstückseigentümerin des Flurstückes 090080, auf dem sich die Teilflä­
chen A 1.4 und 1.5 befinden, mit Schreiben vom 15.10.2007 der Teilverschiebung der Baustellen­
einrichtungsfläche BE6 von der Teilbaufläche A 1.4 nach der Teilbaufläche 1.5 ebenfalls für die 
Dauer der Baumaßnahme des Verkehrsprojektes Stuttgart 21 zugestimmt. 
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Eine weitergehende Berührung der Belange der Umwelt ist auch durch die geänderte Planung 
nicht zu erwarten. Es sind keine negativen Auswirkungen auf die in § 2 UVPG genannten Schutz­
güter ersichtlich. 

4. Kosten 

Diese Entscheidung ist gebürhrenfrei, weil in der Verordnung über die Gebühren und Auslagen für 
Amtshandlungen der Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes (BEGebV) dafür kein Gebühren­
tatbestand vorgesehen ist. 

III. Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid des Eisenbahn-Bundesamtes kann innerhalb eines Monats nach Be­
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg, Schubertstraße 11 in 68165 
Mannheim erhoben werden. 

Die Klage ist beim Gericht schriftlich zu erheben. Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Bun­
desrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent­
wicklung ((BMVBS), dieses vertreten durch den Präsidenten des Eisenbahn-Bundesamtes, Au­
ßenstelle Karlsruhe/ Stuttgart, Olgastraße 13, 70182 Stuttgart) und den Gegenstand des Klagebe­
gehrens bezeichnen. 

Der Kläger hat innerhalb einer Frist von 6 Wochen die zur Begründung seiner Klage dienenden 
Tatsachen und Beweismittel anzugeben. Erklärungen und Beweismittel, die erst nach Ablauf die­
ser Frist vorgebracht werden, können durch das Gericht zurückgewiesen werden. 

Vor dem Verwaltungsgerichtshof muss sich jeder Beteiligte durch einen Rechtsanwalt oder 
Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule im Sinne des Hochschulrahmengesetzes mit Befähi­
gung zum Richteramt als Bevollmächtigten vertreten lassen, soweit er einen Antrag stellt. Juristi­
sche Personen des öffentlichen Rechts und Behörden können sich auch durch Beamte oder An­
gestellte mit Befähigung zum Richteramt sowie Diplom-Juristen im höheren Dienst, Gebietskör­
perschaften auch durch Beamte oder Angestellte mit Befähigung zum Richteramt der zuständigen 
Aufsichtsbehörde oder des jeweiligen kommunalen Spitzenverbandes des Landes, dem sie als 
Mitglied zugehören, vertreten lassen. 

Stuttgart, den 08.11.2007 
Eisenbahn Bundesamt 

Ay:ßenstelle Karlsruhe/ Stuttgart 
ITJt
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DB Services Immobilien GmbH • Postfach 10 10 33 • 70009 Stuttgart 

DB ProjektBau GmbH 
Niederlassung Südwest 
Projektzentrum Stuttgart 1 
Herr Manfred Thömmes 
Mönchstraße 29 
70191 Stuttgart 

Stuttgart 21 - Baulogistikfläche Al - BE6 

DB Services Immobilien GmbH 
Projekt Stuttgart 21 

Besucheranschrift: 
Lautenschlagerstr. 20 

70173 Stuttgart 
www.db.de/dbsimm 

Bernhard Geng 
Telefon 0711 210 33 25 
Telefax 0711 210 33 19 

bernhard.geng@bahn.de 
Zeichen FRMx BG 

15.10.2007 

Zustimmung zum Planänderungsverfahren beim Eisenbahnbundesamt 

Sehr geehrter Herr Thömmes, 

hiermit erklären wir, dass die DB Services Immobilien GmbH, Projekt Stuttgart 21, der Teilver­
schiebung der Baustellenlogistikfläche BE 6 des Verkehrsprojektes Stuttgart 21 vom Baufeld 
Al.4 auf das Baufeld Al.5 gemäß beigelegten Plänen für die Dauer der Baumaßnahmen des 
Verkehrsprojektes Stuttgart 21 zustimmt. 

Mit freundlichen Grüßen 

/�::1-2-;'/ 
�anne Bertels 

DB Services Immobilien GmbH 
Sitz der Gesellschaft: Berlin 
Registergericht: 
Berlin-Charlottenburg 
HRB 86 570 

Vorsitzender des 
Aufsichtsrates: 
Diethelm Sack 

Geschäftsführer: 
forsten Thiele 
(Vorsitzender) 
Bodo Bonifer 
Matthias Kiekebusch 



SSB 
Stuttgarter Straßenbahnen AG 

Ihnen schreibt 

Ulrich Deinhardt 
Stuttgarter Straßenbahnen AG I Postfach 80 10 06 1 70510 Stuttgart 

Unternehmensbereich 

DB ProjektBau GmbH 

Niederlassung Südwest 

Projektzentrum Stuttgart 1 

Herr Thömmes 

Mönchstraße 29 

Technische Infrastruktur 

T-Dt/Ks 
Telefon 

0711.7885-2571 
Fax 

0711.7885-2233 
70191 Stuttgart 

u lrich.dei n ha rdt@ma i l.ssb-ag.de 

18. Oktober 2007 

Stuttgart 21 - Baulogistikfläche A 1 - BE6 

Zustimmung zum Planänderungsverfahren beim Eisenbahnbundesamt 

Sehr geehrter Herr Thömmes, 

hiermit erklären wir, dass die Stuttgarter Straßenbahnen AG, 
Unternehmensbereich Technische Infrastruktur, der Teilverschiebung der 

Baustellenlogistikfläche BE 6 des Verkehrsprojektes Stuttgart 21 vom Baufeld 
A 1.4 auf das Baufeld A 1.5 gemäß beigelegten Plänen für die Dauer der 

Baumaßnahmen des Verkehrsprojektes Stuttgart 21 zustimmt. 

Wir beziehen uns dabei auf das am 25.09.2007 im Haus der DB Services 
Immobilien GmbH geführte Gespräch. 

Mit freundlichen Grüßen 

Stuttgarter Straßenbahnen AG 
UB Technische Infrastruktur 

;4.� 
Ulrich Deinhardt 

Stuttgarter 
Straßenbahnen AG 
Schockenriedstraße 50 
70565 Stuttgart 

Aufsichtsratsvorsitzender 
Oberbürgermeister 
Dr. Wolfgang Schuster 
Stellvertreter 
Klaus Felsmann 

Vorstand 
Dipl.-Ing. Wolfgang Arnold 
Dipl.-Volkswirt Reinhold Bauer 
Dr. Peter Höflinger(Sprecher) 

Amtsgericht Stuttgart HRB 69 
USt-IdNr. DE 812 884 131 

Linien U3, U6, UB 
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1 Beschre ibung des Planfeststel lungsabschnitts 1 .1  

Der Planfeststellungsabschnitt ( PFA) 1 . 1  umfasst die Talquerung mit allen damit zusammen­
hängenden Baumaßnahmen, den Hauptbahnhof und die sog. Baulogistik Mitte, die auch den 
benachbarten Planfeststellungsabschnitten 1.2, 1.5 und 1.6 zur Verfügung steht. Zum PFA 
1 .1  gehört ferner der Rückbau von Eisenbahnbetriebsanlagen , soweit er für die bauliche und 
betriebliche Umsetzung im P FA 1 .1  unmittelbar erforderlich ist. 

Der P FA 1 . 1  ist dadurch gekennzeichnet, dass die 8 neuen Bahnsteiggleise des Durch­
gangsbahnhofs die zur Zeit vorhandenen 16 Bahnsteiggleise des Kopfbahnhofs unter einem 
Winkel von annähernd 90° kreuzen, allerdings in Tieflage mit einem Höhenunterschied zwi­
schen alter und neuer Schienenoberkante von rund 10 m. 

2 Aufgaben der Zentralen Baustel lenlogistik 

Das Bahnprojekt Stuttgart 2 1  stellt an die Bauabwicklung besondere Anforderungen.  Der 
Gesamtumfang des Projekts, die langen Tunnelstrecken mit entsprechenden Transportmen­
gen an Tunnelausbruch und Baumaterial, die Lage in der Stuttgarter Innenstadt sowie die 
knapp bemessene Gesamtbauzeit von voraussichtlich etwa 7 Jahren erfordern besondere 
Maßnahmen zur Optimierung der Baustellenlogistik. 
Um die baubedingten Beeinträchtigungen zu minimieren hat der Vorhabenträger im Bereich 
der heutigen Bahnanlagen des Stuttgarter Hauptbahnhofs sowie des Nordbahnhofs eine 
Zentrale Baustellenlogistik geplant. 
Ziel der Zentralen Baustellenlogistik ist: 

• Die Bauabläufe möglichst effizient zu gestalten 
• Emissionen aus dem Baubetrieb, wie Schmutz, Staub, Abgase und Lärm z 

nimieren und einen insgesamt ökologisch verträglichen Bauablauf zu gewä 
ten 

• öffentliche Straßen nicht wesentlich zu belasten bzw. unabhängig von den 
kehrsverhältnissen den Baustellenbetrieb steuern zu können 

Die Genehmigung aller Anlagen der Zentralen Baustellenlogistik wurde im Planfeststellungs­
abschnitt 1 . 1  beantragt und mit Beschluss des Eisenbahn-Bundesamtes vom 28.01 .2005 
sowie mit Änderungsbeschluss vom 24.07.2006 festgestellt. 

3 Ausgangssituation 

Die DB Netz AG, vertreten durch die D B  ProjektBau GmbH (zukünftig als D B  P B  oder Vorha­
benträger bezeichnet}, hat im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens für das Projekt Stutt­
gart 21 ,  Planfeststellungsabschnitt 1 . 1 ,  die Herstellung einer Baustelleneinrichtungsfläche 
beantragt, die sich auf bahneigenen Grundstücken südlich der Wolframstraße und in Nähe 
zum bestehenden Stadtbahntunnel unter der Heilbronner Straße auf der Teilfläche Al befin­
det. 
Die als Baustelleneinrichtungsfläche B E  6 bezeichnete Fläche liegt in unmittelbarer Nähe zur 
zukünftigen Baustelle für die Folgemaßnahme Stuttgart 21 ,  der Stadtbahn Heilbronner Stra­
ße / U12 auf dem Teilgebiet Al im Bereich der Baufläche Al.4 und der Wagenladungsstra­
ße. 
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B E  6 wird als Einrichtungsfläche für den bergmännischen Tunnelvortrieb der Stadtbahnfol­
gemaßnahme (Tunnel Achse 301,  302 und 633) genutzt. Der gesamte bergmännische Tun­
nelvortrieb erfolgt von der Teilfläche Al aus. Demnach wird BE 6 als Zwischenlagerfläche 
von Bau- und  Erdmaterial genutzt. Des Weiteren sind Flächen für Magazin und  Werkstatt, 
Büros, und Silos vorgesehen. Außerdem erfolgt für Baumaschinen/ -fahrzeuge ggf. über eine 
Rampe die Zufahrt in den herzustel lenden Tunnel .  

Die Fläche BE 6 erstreckt sich über Tei lbereiche der Baufläche A 1.4 und der bestehenden 
Wagenladungsstraße. Die Fläche A 1 .4 l iegt auf dem bah neigenen Grundstück mit der Flur­
stücksnummer 09080. 

Über die Wagenladungsstraße dient die LBBW derzeit auch die Tiefgaragen und Anlieferhö­
fe ihrer angrenzenden Gebäude an. Außerdem besitzt die Stuttgarter Straßenbahnen AG 
(SS B) im Bereich des bestehenden Stadtbahntunnelblocks 35, gegenüber von Gebäude A 
1.2 eine Rettungszufahrt zum bestehenden Tunnel  der Stadtbahn unter der Hei lbronner Stra­
ße. Der ständige Zugang ist durch einen G estattungsvertrag gesichert. Geregelt über einen 
Dienstbarkeitsvertrag hat außerdem die EnBW freie Zufahrt zu ihrer Umspannstation an der 
Hei lbronner Straße. 

4 Anlass der Maßnahme 

Die bereits begonnene Vermarktung des Bebauungsplangebietes Al  wird von D B  Services 
Immobi l ien GmbH weiter vorangetrieben. Dazu ist es erforderl ich bereits planfestgestel lte 
BE-Flächen im Bereich der Baufläche Al.4 / Al.5 zu tauschen. Ziel des Antrages ist also ein 
Flächentausch für die Baustel lenein richtungsfläche BE 6 um eine zeitnahe Veräußerung und 
Teilbebauung des Baufeldes Al.4 zu ermöglichen. 

5 Flächentausch der Baustel lenein richtungsfläche BE 

Im Bereich des Baufeldes 4 erfolgt eine Reduktion der Baustel leneinrichtungsfläche B E  6 
1 .421 m2 an deren Südseite bis zur  einer Lin ie, die für eine bauzeitl iche I nanspruchnahme 
für  die Fortführung der Stadtbahnl in ie U12 in das Bebauungsgebiet Al du rch das Planfest­
stel lungsverfahren nach dem Personenbeförderungsgesetz (PBefG) gesichert ist. Auf der 
nörd lichen Seite bietet im Gegenzug die DB Services Immobil ien GmbH eine zusätzl iche B E­
Fläche im Bereich der Bauflache Al.5 und der künftigen Kopenhagener Straße ebenfalls 
angrenzend bis an die Fläche, die für eine bauzeitliche Inanspruchnahme für die Fortfüh rung 
der Stadtbahnl in ie U12  durch das Planfeststel lungsverfahren U 12 gesichert ist, an. Die G rö­
ße der zusätzl ichen Fläche beträgt 1 .946 m2• 

Die Zufahrt zur B E  6 bleibt weiterh in  unverändert bestehen. 

Die vorgenannte Lösung erfüllt die Anforderungen aus dem Verkehrsprojekt und vermeidet 
weitere Eingriffe in die gern. gültigem Bebauungsplan angrenzenden Teilbauflächen Al.6,  
Al. 7 und Al.8. 

Aus der oben genannten Planungsänderung folgt eine Vergrößerung der vorübergehend in 
Anspruch zu nehmende Flächen auf Flurstück Nummer 9080 von 26.838 m2 auf 27.363 m 2

• 
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6 Auswirkungen des Flächentausches auf d ie Schutz­
güter des UVPG 

Es wurde naturschutzfachl ich geprüft, ob sich aus den neuen planerischen Voraussetzungen 
sowohl in qualitativer als auch in quantitativer Hinsicht in erhebl ichem Umfang zusätzl iche 
oder neue Eingriffstatbestände ergeben. 

Da sich die u rsprünglich beplante und die durch d ie Planänderung neu beanspruchte Fläche 
struktu re l l  n icht unterscheiden, ergibt sich kein zusätzl icher Eingriffstatbestand. 

Im Einzelnen werden die relevanten Schutzgüter zusätzl ich betrachtet. 

6.1 Boden 

Der Untersuchungsraum l iegt auf  der  Teilfläche Al im Bereich ehemaliger Bebauungen und 
Hofflächen des Wagengutbahnhofgeländes. D ie Böden, d ie baubedingt neu beansprucht 
werden, sind daher bereits heute versiegelt. 
Damit sind keine Auswirkungen auf natürl iche Böden gegeben. 

6.2 Wasser 

6.2 .1 Oberflächengewässer und deren Retentionsräume 

Im Bereich der neuen Teilfläche der Baustel leneinrichtungsfläche BE 6 sind keine Oberflä­
chengewässer vorhanden, so dass Auswirkungen auf Oberflächengewässer nicht zu e 
ten sind. 

6.2.2 Grundwasservorkommen 

Im Bereich der neuen Teilfläche der Baustel leneinrichtungsfläche BE 6 sind keine Eing 
den Untergrund, z .B .  du rch G ründungen, offene Baugruben o.ä. notwendig. Daher sind 
durch die geplante Änderung keine Eingriffe in Grundwasservorkommen zu besorgen.  

6.3 Klima, Luft 

Die Bereiche mit lockerer oder d ichter Bebauung, die Hauptverkehrsstraßen und die Bahn­
anlagen im Untersuch ungsgebiet sind aufgrund des hohen Versiegelungsgrades und der 
Rauhigkeit kl imatisch vorbelastet. E ine l ufthygienische Vorbelastung ergibt s ich durch die 
großräumige Hintergrundbelastung und lokale Emittenten,  in erster Linie jedoch durch  die 
verkeh rsbedingten Emissionen entlang der Hauptverkehrsstraßen. 
Baubedingte Beeinträchtigungen der kl imatischen und der lufthygienischen Situation erge­
ben sich durch Baustraßen, Baustel leneinrichtungs- und Ablagerungsflächen sowie durch die 
Emission von Luftschadstoffen und Stäuben durch Baumaschinen und Baufahrzeuge. Die 
Beeinträchtigung ist gering, da der Eingriff zeit l ich und räumlich begrenzt ist. Durch die neue 
Teilfläche der Baustel leneinrichtungsfläche BE 6 ist gegenüber der u rsprünglichen Planung 
zusätzl ich keine Beeinträchtigungen der klimatischen und der lufthygienischen Situation zu 
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erwarten ,  obwohl sich d ie Fläche B E  6 um ca. 525 m2 gegenüber der u rsprüngliche n  Pla­
n u ng vergrößert. 

6.4 Landschaftsbild, Erholung und Kulturgüter 

Die neue Teilfläche der Baustel leneinrichtungsfläche BE 6 l iegt im  Bereich bestehender 
Hauptverkehrsstraßen und  Bahntrassen ,  so dass die resultierenden bauzeitl ichen Störungen 
des Stadtbi ldes generell wen ig bedeutungsvoll s ind .  Park- und Grünanlagen m it stadtbild­
prägender Funktion oder andere Bereiche m it Erholungsnutzung oder -eignung sowie histo­
risch und kulturell bedeutsame Bauwerke und städtebauliche Gesamtan lagen s ind hier eben­
falls n icht vorhanden.  Daher sind keine Auswirkungen für Landsch afts- bzw. Stadt- und Orts­
bi ld, Erholung oder gemäß § 2 und § 12 DSchG geschützte Kulturgüter zu erwarten .  

6.5 Flora, Fauna, Biotope 

Die neue Teilfläche der Baustel leneinrichtungsfläche BE 6 n immt Flächen i n  Anspruch auf 
denen sich heute Baufelder fü r künftige Bebauungen befinden. 

6.6 Zusammenfassung 

Die neue Teilfläche der Baustel leneinrichtungsfläche B E  6 sowie d ie Anpassung der Flä­
chengröße füh ren zu keinen zusätzl ichen erheblichen Beeinträchtigungen für Natur und 
Landschaft. 

Aufgrund der geänderten Lage der B E6-Teilflächen ergibt sich kein zusätzl icher Kampe 
tionsbedarf. 
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7 Auswirkungen auf die Immissionssituation 

I n  der unmittelbaren Umgebung der Baustel leneinrichtungsflächen sind keine schutzbedürfti­
gen Einrichtungen vorhanden. Die nächstgelegenen Einrichtungen sind gewerblich genutzte 
Gebäude an der Wolframstraße in einer Entfernung von 30 - 40 m von der geänderten Bau­
stel leneinrichtungsfläche BE 6. Wohnnutzung l iegt erst in deutl ich größeren Entfernungen 
vor. Die geringfügige Verschiebung der Flächen führt an d iesen nächstgelegenen Gebäuden 
zu keinen Veränderungen gegenüber der in der Planfestste l lung ermittelten Immissionen.  

8 Auswirkungen auf den Grunderwerb 

Sowoh l  die bisher i n  der Planfeststel lung ausgewiesene Fläche BE 6 als auch die neu beleg­
te Fläche l iegt vollständig auf dem derzeit noch bahneigenen Grundstück mit den F lur­
stücksnummer 09080. Die D B  Services Immobil ien GmbH stimmt im Namen des Eigentü­
mers - DB AG -der geplanten Flächenverschiebung zu. 
Zusätzl iche Grundstücksbetroffenheiten Dritter werden durch die Planänderung nicht ausge­
löst. 
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Grunderwerbsverzeichnis 

(ergänzt durch 1. und 2. Änderungsantrag) 

Änderung Baustel lenei nrichtu ngsfläche 6 auf der 

Strecke 481 3, ABS/NBS Stuttgart - Augsburg 

Stuttgart Hauptbahnhof 

Planfeststellungsabschnitt 1 .1 

von Bau-km -0.4-42.0 bis Bau-km +0.4+32.0 

Auf gestellt: 
DBProjektBau GmbH, 

Niederlassung Südwest 

Projektzentrum Stuttgart 1 

Wolframstraße 20 
701 91  Stuttgart 

gez. R. Baur 

Stuttgart, 04 . 1 0.2007 

Planfeststellungsabschnitt 1 .1 ,  Anlage 9 - 1 -
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Einzelfallprüfung nach § 3c UVPG (Screening) - Anhang 1 1-1 : Formular zur Umwelterklärung 

Anhang 1 1-2 : Formular zur Umwelterklärung1 

Bezeichnung des Vorhabens: ABS/NBS Stuttgart - Augsburg ;  Bereich Stuttgart - Wendlin­
gen mit Flughafenanbindung;  Projekt Stuttgart 2 1 , PFA 1 . 1 Talquerung mit Hauptbahnhof 

Antrag auf Änderung der Planfeststel lung für d ie Baustel leneinrichtungsfläche BE 6 auf der 
Tei lfläche A 1 

I Nr. . Fragen: · • .. 1 Entscheidungsempfehlung (EBA) 
j;1. Flächen-/ Bqcleoverbraiich 

1 a  Werden außerhalb des Oberbaus mehr als 1 0  h a  neu 
versiegelt? 

1 b  Werden außerhalb des Oberbaus mehr als 50 m" dau-
erhaft neu versiegelt? 
(abweichend davon gelten in einigen Bundesländern andere 
Werte, vgl. Anhang I I )  

1 c  Wird i m  Zuge der Bauarbeiten eine unbefestigte Flä-
ehe von mehr als 1 00 m2 bauzeitlich als Zufahrt, Bau-
einrichtungsfläche, Lager etc. in Anspruch genom-
men? 

1 d  Finden außerhalb des Oberbaus Bodenbewegungen 
im Umfan von mehr als 200 000 m3 statt? 

1 e  Finden außerhalb des Oberbaus Bodenbewegungen 
von mehr als 800 m3 statt? 
(abweichend davon gelten in einigen Bundesländern andere 
Werte, vgl. Anhang I I )  

2a Können durch das Vorhaben die Grenzwerte der 26. 

ja D 
nein (8J 

ja D 

nein (8J 

ja D 

nein (8J 

ja D 
nein (8J 

ja D 

nein (8J 

ja D 

+ 
+ 

+ 

+ 

+ 

+ 
+ 
+ 
+ 

UVP wird empfohlen 
Nächste Frage 

Eine UVP-Pflicht ergibt sich aus diesem 
Tatbestand nicht. Eingriffsregelung be� 
achten und Naturschutzbehörden. betei­
ligen. Nächste Frage. 
Nächste Frage 

Eine UVP-Pflicht ergibt sich aus diesem 
Tatbestand nicht. Eingriffsregelung ab­
arbeiten und Naturschutzbeh. beteiligen. 
Nächste Frage 
Nächste Frage 
UVP wird empfohlen 
Nächste Frage 
Eine . UVP-Pflicht ergibt sich aus diesem 
Tatbestand nicht. Eingriffsregelung ab: 
ar.beiten und Naturschutzbeh. b,t�"···· 
Nächste Frage ß'.·,":Y · 
Nächste Frage 

BlmSchV überschritten werden und ist der fragliche 
Bereich allgemein zugänglich bzw. Privatgelände 
außerhalb des Betriebs eländes? 

nein (8J + Nächste Frage 

2b Können mit dem Vorhaben baubedingt Sprengungen, ja D 
erhebliche Erschütterungen oder Lärmimmissionen 
verbunden sein? nein (8J 

2c Können durch das Vorhaben betriebsbedingt erhebli- ja D 
ehe Lärm- / Erschütterungsimmissionen entstehen? 

+ UVP wird empfohlen 

+ Nächste Frage 
+ UVP wird empfohlen 

�----------------------n_e_in-=(8J"-' + Nächste Frage. 

j•3·· ·stoffliche·•· Ernissi0,nenf,.Unfallclsiker1r· .. ·. ;::,::1:ttt1f'f};;: t::tt1n,y::··t'/ ., . '· .. ·c· ,>�;eg:r�Tl\< ·,·>: ·.••1 ;,, '+f1JiiJV:Jt,;Jtl 
3a Können beim Vorhaben bau- oder betriebsbedingt ja D + UVP wird empfohlen, sofern der Vorha� 

besonders überwachungsbedürftige Abfälle anfallen? benträger nicht gesondert begründet, 
dass erhebliche nachteilige .Umwelt: 
auswirkungen nicht zu erwarten sind. 

�----------------------n_e_in�l81� + Nächste Frage 

3b Können durch bau- oder betriebsbedingte Emissionen ja D 
die Prüf-, Maßnahmen- oder Vorsorgewerte nach 
Anhang 2 zur Bundes-Bodenschutz- und Altlastenver­
ordnung überschritten werden? 

nein (8J 

+ UVP wird empfohlen, sofern der Vorha­
benträger nicht gesondert begründet, 
dass erhebliche nachteilige Umwel.t­
auswirkungen nicht zu erwarten sind. 

+ Nächste Frage. 

1 Die Beantwortung der Fragen 5-7 in Teil B ist dem Vorhabenträger freigestellt, wird jedoch empfohlen. Sofern die Fragen 5-7 nicht be­
antwortet werden, hat der zuständige Mitarbeiter des EBA die erforderlichen Daten unter Beteiligung der Fachbehörden zu beschaffen, was 
in der Regel mit einer erheblichen Verzögerung der Antragsbearbeitung verbunden sein dürfte, da dem EBA die flächenspezifischen Daten 
regelmäßig nicht vorliegen. 



E,nzelfal lprüfung nach § 3c UVPG (Screening) - Anhang 11-1 : Formular zur Ur.,we!terklärung 

I Nr. ' Fragen: Entscheidungsempfehlung (EBA) 
3c Können durch das Vorhaben schädliche Bodenverän-

derungen, Verdachtsflächen, Altlasten, altlastenver-
dächtige Flächen oder Deponien mobilisiert oder ver-
ändert werden? 

3d Kann sich durch das Vorhaben die Unfallgefahr erhö-
hen? 

3e Kann das Vorhaben zu einer erheblichen Erhöhung 
von Luftverunreinigungen führen? 

ja D 

nein [8'J 

ja D 
nein [8'J 

ja D 
nein [8'J 

+ 

+ 
+ 
+ 
+ 
+ 

UVP wird empfohlen. Auf die UVP kann 
verzichtet werden, wenn der Vorha­
benträger die Vermeidung von nega� 
tiven Umwelt- und Gesundheitsauswir­
kungen nachweist. Zuständige Beh. 
beteiligen. 
Nächste Frage 
UVP wird empfohlen 
Nächste Frage 
UVP wird empfohlen 
Nächste Frage 

4 Werden durch das Vorhaben Größen- oder Leis- ja D + UVP wird empfohlen 
Nächste Frage tungswerte nach Anlage 1 zum UVPG überschritten ? nein[8'J + 

Ms�ee·�intr�clitigungen
i

�v:�«isc1,:titzgeJJi�(trol;tOt)JeJ<t�•-�i�}�fifif:i;;���u, .. ·. • , 14;f:;J;)rü:r;4;{:i:ti,,:�}*i'1,iiii1,l 
5a Liegt im Wirkraum des Vorhabens ein FFH- Gebiet ja D + FFH-Vorprüfung ist durchzuführen (sie-

oder Vogelschutzgebiet? he Umweltleitfaden Teil IV) 
.__ ______________________ n_e_in--=[8'J=-, + Nächste Frage 
5b Findet das Vorhaben in 

• Nationalparken, 
• Naturschutzgebieten, 
• Kernzonen von Biosphärenreservaten oder 
• Wasserschutzgebieten (Zone 1 )  
statt und kann es der Schutzverordnung zuwiderlau­
fen? 

ja D + UVP wird empfohlen. Auf eine UVP 
kann i n  Einvernehmen mit den zustän­
digen Beh. verzichtet werden, wenn 
Beeinträchtigungen gering sin 
griffsregelung und Befreiungsv 
zungen sind abzuarbeiten. 

nein [8'J + Nächste Frage '-------------------------� 
5c Findet das Vorhaben in  ja D 

• Landschaftsschutzgebieten und Biosphärenreser-
vaten (ohne Kernzonen) 

• Biotopen nach § 30 BNatSchG 
statt und kann es der Schutzverordnung zuwiderlaufen 
bzw. können durch das Vorhaben 
• Naturdenkmale, 
• geschützte Landschaftsbestandteile, 
unmittelbar beeinträchtigt werden? nein [8'J 

5d Findet das Vorhaben in ja D 
• Bodenschutzgebieten, 
• Wasserschutzgebieten (außer Zone 1 )  
• Heilquellenschutzgebieten, 
• Schutzgebieten nach dem Bundeswaldgesetz 
statt und kann es der Schutzverordnunq zuwiderlaufen nein [8'J 

+ Eingriffsregelung und 
voraussetzungen sind abzua 
der zuständigen Behörde ist abzu 
ob besondere einzelfallbezogene 
de für die Durchführung einer UVP spre-: 
chen. Nächste Frage 

+ Nächste Frage 
+ Mit der zuständigen Behörde abzuklä­

ren ,  ob  besondere einzelfallbezogene 
Gründe für die Durchführung einer UVP 
sprechen. Die Befreiungsvoraussetzun­
gen sind zu prüfen. Nächste Frage. 

+ Nächste Frage 
5e Können durch das Vorhaben denkmalrechtlich ge­

schützte Objekte oder Bereiche in Anspruch genom­
men oder unmittelbar beeinträchtigt werden? 

ja D + Die Erforderlichkeit einer UVP ist mit der 
zuständigen Beh. abzuklären. Die Be­
freiungsvoraussetzungen sind zu prüfen. 
Nächste Frage . 

.__ ______________________ n_e_i_n-=[8'J=-> + Nächste Frage 

lss;;S(i'.fö;tige:Beeinträctitigungeh.:'1onLSctiutzgütei'r01acn'§���UVPG (soweit nicht ·untei;'1�5 erfasstf4���j 

6a Sollen einheimische und standortgerechte Vegetation ja D + UVP wird empfohlen 
auf mehr als 1 ha beseitigt werden ? nein [8'J + Nächste Frage 

6b Sollen bauzeitlich oder dauerhaft einheimische und ja D 
standortgerechte Vegetation auf mehr als 50 m2 besei-
tigt oder zurückgeschnitten werden ? 

nein [8'J 

6c Können durch das Vorhaben besonders bzw. streng ja D 
geschützte Arten bauzeitlich oder dauerhaft beeinträch-
tigt werden? 

nein [8'J 

+ Eine UVP-Pflicht ergibt sich aus diesem 
Tatbestand nicht. Eingriffsregelung 
abarbeiten und Naturschutzbeh .  beteili­
gen. Nächste Frage. 

+ Nächste Frage. 
+ Artenschutztabelle nach Umweltleitfa­

den, Teil V, ist vorzulegen. Nächste 
Frage. 

+ Nächste Frage. 



Einzelfallprüfung nach § 3c UVPG (Screening) - Anhar; - 1 :  Formular zur Urnwelterk'a: " - ;:  

6d Kann das Vorhaben die Barrierewirkung für wandernde ja D 
oder im Bahnbereich lebende Tiere erhöhen? 

neir: � 
6e Kann das Vorhaben über einen Radius von 500 m ja D 

hinaus sichtbar sein bzw. können Landschaftselemente 
zerstört werden,  die über 500m hinaus landschaftsprä-
gend wirken 
und kann das Landschaftsbild im Außenbereich da­
durch über den Radius von 500m hinaus erheblich 
beeinträchtigt werden? nein � 

6f Kann das Vorhaben über das Betriebsgelände der ja D 
Bahn hinaus sichtbar sein bzw. können über das Bahn-
gelände hinauswirkende landschaftsprägende Elemen-
te beseitigt werden 
und kann das Landschaftsbild dadurch im Außenbe-
reich erheblich beeinträchtigt werden? nein � 

69 Wird außerhalb von Wasserschutzgebieten oder Heil­
quellenschutzgebieten das Grundwasser offen gelegt, 
Grundwasser bauzeitlich oder dauerhaft abgepumpt 
bzw. werden Stoffe in das Grundwasser eingeleitet, 
Barrieren i n  das Grundwasser eingebracht oder 
Grundwasserbrunnen errichtet? 

ja 

nein � 

Entscheidungsempfehlung (EBA) 

+ Sind die betroffenen Arten besonders 
oder streng geschützt, Entscheidung wie 
unter 6c. Ansonsten Eingriffsregelung 
abarbeiten und Naturschutzbeh .  beteili­
gen. Nächste Frage. 

+ Nächste Frage. 

+ Die Notwendigkeit einer UVP ist mit den 
Naturschutzbeh. abzuklären. Sofern 
keine UVP durchgeführt wird, ist die 
Eingriffsregelung anzuwenden. Nächste 
Frage. 

+ Nächste Frage 
+ Eine UVP-Pflicht ergibt sich aus diesem 

Tatbestand nicht. Es wird die Abarbei­
tung der Eingriffsregelung und die Betei„ 
ligung der Naturschutzbeh .  empfohlen, 
Nächste Frage 

+ Nächste Frage 

+ • Erforderlichkeit einer UVP ist mit 
den Wasserbeh. abzuklären 

• die Erforderlichkeit der Anwendung 
der Eingriffsregelung ist mit den.f'Ja� 
turschutzbeh. abzuklären 

• Nächste Frage 
Nächste Frage 

6h Werden innerhalb eines Überschwemmungsgebietes ja [J + UVP wird empfohlen 

6i 

• Flächen versiegelt, Abflusshindernisse vergrößert 
• der Retentionsraum vermindert 
bzw. werden Gewässer verrohrU ausoebaut? nein � + Nächste Frage 
Werden klimatische Ausgleichsräume/ Luftaustausch- ja D + UVP wird empfohlen 
bahnen in ihrer Funktion erheblich beeinträchti t? nein � + Nächste Frage 

7 liegen sonstige Erkenntnisse vor, die für oder gegen ja O + gesonderte Angaben prüfen und weiter 
die Erstellung einer UVP sprechen? mit Endbewertung 

....._ ______________________ n_e_ir:_, =�"-' + weiter mit Endbewertung 

Endbewertung: Sofern alle Fragen mit "nein" beantwortet wurden. wird nach überschlägiger Prüfung die Durchfühmng · 
einer UVP nicht empfohlen. Der Vorhabenträger kann durch zusätzrche Unterlagen begründen, dass eine Umweltyer,-

träglichkeitsprüfung verzichtbar ist. . . 

Wurde zur Beantwortung der Fragen ein Ortstermin durch den umwsltfachlichen Mitarbeiter durchge- ja l8'J 
führt bzw. hat dieser Mitarbeiter Ortskenntnisse? nein D 

, e U'myvelterklärung wurde gern. der Hinweise in An der Bearber.:.:ng der Umwelterklärung hat als umweltfachlicher 

.· 
nhf

;/ ':.
ollständig und zutreffend ausgefüllt: Mitarbeiter (ger:äß EBA-Liste) mitgewirkt: /,{ ,  �cLt JZ  i.vlc 

'.J!i.� ���!et.L .. 2y�,<rc'! �,� . .. SJ.-..'!.::.,"'rJ 13.j O. gi--
P,ojektleite, Ort Datum Unterschrift des umwelrachlichen Mitarbeiters �� 'iJ Datum 

Qualifikation (nLr externe Fachgutachter): 


